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Pflegebedürftigkeitsbegriff
Der Bericht des Beirats zur Überprüfung 
des Pflegebedürftigkeitsbegriffs stößt bei 
Politik und Verbände auf überwiegend 
positive Resonanz. 
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QMpraxis – Qualität in der Pflege 
Die neue Rubrik QMpraxis erscheint heute zum 
zweiten Mal und widmet sich in dieser Ausgabe 
u. a. den Themen Pflegedokumentation und 
Pflegestufenmanagement.
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Qualitätsberichte öffentlich
Das Anhörungsverfahren zur Veröffentlichung der 
Qualitätsberichte ambulanter Pflegedienste ist 
abgeschlossen. Jetzt muss die Prüfrichtlinie für die 
Medizinischen Dienste noch überarbeitet werden.
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Von Sascha Iffland, Rechtsanwalt

Mit vier wegweisenden Urtei-
len hat das Bundessozialgericht 
mit der bisherigen Rechtspre-
chung zum externen Vergleich 
gebrochen. In Zukunft sollen 
die Pflegesätze im Rahmen eines 
zweistufigen Prozesses gefunden 
werden. Die Einhaltung der Tarif-
bindung und die Zahlung ortsüb-
licher Gehälter sind dabei immer 
als wirtschaftlich angemessen zu 
werten. Insbesondere Träger der 
freien Wohlfahrtspflege erhalten 
damit eine deutlich bessere Ver-
handlungsposition als bisher.  

Kassel. Mit Datum vom 14. De-
zember 2000 hatte das Bundes-
sozialgericht (BSG) in zwei bis 
zum heutigen Tage grundlegen-
den Entscheidungen (Az. B 3 P 
18/00 R; B 3 P 19/00 R) Maßstäbe 
zur Bemessung von Pflegesätzen 
in stationären Pflegeeinrichtun-
gen festgelegt. Demnach sollten 
die eigenen Gestehungskosten, 
Tarifbindung oder ein besonders 
ungünstiger Alterskegel keine 
Rolle spielen. Maßgeblich sei al-
lein der externe Vergleich von ver-
gleichbaren Einrichtungen. Diese 
Rechtsprechung führte – statisch 
angewandt – dazu, dass in vielen 
Bundesländern nur noch nach 

Durchschnittsentgelten verhan-
delt wurde und gerade tarifge-
bundene Einrichtungen Probleme 
hatten, die eigenen Gestehungs-
kosten zu refinanzieren. Ergebnis 
waren eine Nivellierung auf einem 
Durchschnittsniveau und unzu-
reichende Möglichkeiten zur Fort-
entwicklung von Pflegesätzen.

Diese missliche Situation hat 
das BSG nun erkannt und un-
ter ausdrücklicher Aufgabe der 

Rechtsprechung aus dem Jahr 
2000 am 29. Januar 2009 in vier 
grundlegenden Entscheidungen 
(Az.: B 3 P 6/08 KR R; B 3 P 7/08 
R; B 3 P 9/08 R; B 3 P 9/07 R) neue 
Kriterien zur Ermittlung der leis-
tungsgerechten Vergütung eines 
Pflegeheims aufgestellt. Dabei hat 
das Gericht ein Verfahren entwi-
ckelt, mit welchem versucht wird, 
die unterschiedlichen Interessen 
und die neuen gesetzlichen Vorga-

ben unter einen – wenn auch sehr 
großen – Hut zu bringen. Wie der 
Vorsitzende Richter mitteilte, sei 
der 3. Senat des Bundessozialge-
richts seit Wochen mit nichts an-
derem als der Entwicklung dieses 
Verfahrens beschäftigt gewesen. 
Das neue Verfahren wird nunmehr 
zur Grundlage aller zukünftigen 
Pflegesatzverfahren und beein-
flusst auch die derzeitig anhängi-
gen Schieds- und Klageverfahren 
maßgeblich.

In Zukunft sollen die Pflegesät-
ze im Rahmen eines zweistufigen 
Prozesses gefunden werden: 

Auf der ersten Stufe sei eine 
reine Plausibilitätsprüfung der 
einzelnen von der Einrichtung 
prospektiv kalkulierten Kostenan-
sätze vorzunehmen, wobei durch-
aus auch ein Gewinn einkalkuliert 
werden dürfe. Die Schiedsstel-
le könne dabei auch auf eigene 
Schätzungen und Erfahrungswer-
te zurück greifen. Das BSG billigt 
der Schiedsstelle hier einen weiten 
Ermessensspielraum zu. So sei es 
zwar einerseits nicht plausibel, 
wenn die Kalkulation im Vergleich 
zu vorangegangenen Kalkulatio-
nen große Sprünge aufweise, je-
doch müsse die Einrichtung auch 
die Möglichkeit haben, Fehlkal-
kulationen aus der Vergangenheit 

Bahnbrechende Urteile: BSG kippt Rechtsprechung zum externen Vergleich

Höhere Entgelte für Heime in Sicht

Berlin.  Nahezu jede dritte Pflege-
kraft aus dem Klinikbereich denkt 
intensiv darüber nach, den Beruf 
zu verlassen. Dies geht aus einer 
aktuellen Meinungsumfrage des 
Deutschen Berufsverbands für 
Pflegeberufe e.V. (DBfK) hervor. 
„Die Lage ist dramatisch, sowohl 
für die Beschäftigten in den Pfle-
geberufen als auch für die Patien-
ten“, sagt Johanna Knüppel, Refe-
rentin im DBfK Bundesverband. 
Im Zwischenergebnis berichten 
die 2.000 Teilnehmer aus dem Be-
reich Krankenhaus: 

32,3 Prozent erwägen die Be-•	
rufsaufgabe und den Wechsel in 

eine andere Tätigkeit mehrfach 
wöchentlich bis täglich. 
42,5 Prozent würden die eige-•	
nen Angehörigen, Freunde oder 
Bekannte nicht im eigenen Ar-
beitsbereich versorgen lassen. 
71,7 Prozent sehen die Attrakti-•	
vität des Pflegeberufes für junge 
Generationen in den kommen-
den 10 Jahren drastisch ver-
schlechtert. 
82,5 Prozent sind der Meinung, •	
dass die Personalausstattung 
im eigenen Arbeitsbereich nicht 
ausreichend ist. 
„Diese Befunde unterstreichen 

den dringenden Handlungsbedarf 

zur Verbesserung der Personalsi-
tuation im Krankenhausbereich“, 
so Gudrun Gille, Präsidentin des 
Berufsverbands.

Info: Der DBfK führt derzeit eine 
Meinungsumfrage zu Personal-
ausstattung und zu behindernden 
Faktoren in der täglichen Arbeits-
situation der Pflegeberufe durch. 
Die Teilnahme erfolgt anonym 
und nur über das Internet auf der 
Homepage des DBfK www.dbfk.de 
(noch bis zum 28. Februar). Eine 
vollständige Analyse aller drei Ver-
sorgungsbereiche Krankenhaus, 
stationäre und ambulante Pflege 
erscheint im April 2009.� //

Erste Zwischenergebnisse der DBfK-Studie

Jede dritte Pflegekraft erwägt den Berufsausstieg

ÜBERBLICK

Nachrichten
Wie die Teilhabe gelingt
Auf dem Kongress „Aufbruch 
– gemeinsam für demenz-
freundliche Kommunen“ zeig-
ten Experten Lösungen auf,  
wie die Teilhabe von Menschen 
mit Demenz gelingen kann.

Seite 3

Expertenstandards
Die vielfach kritisierte Verfah-
rensordnung zur Entwicklung 
verbindlicher Expertenstan-
dards wurde in einigen Berei-
chen ergänzt und steht jetzt 
kurz vor der Genehmigung 
durch das Bundesgesund-
heitsministerium. 
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Heime
„Kassen nicht vorbereitet“
Warum es trotz der gesetzli-
chen Voraussetzungen für zu-
sätzliche Betreuungsassisten-
ten zu Versorgungsengpässen 
kommt, erläutert Marion 
Goldschmidt von „Pflegen 
und Wohnen“ im Gespräch 
mit CAREkonkret.
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Ambulante Dienste
Vergütung der HKP
Bei der Frage der Kosten-
übernahme der Leistungen 
Häuslicher Krankenpflege 
entscheidet die medizinische 
Indikation und nicht das Ab-
gabedatum der Verordnung, 
so das Bundesversicherungs-
amt in einer Stellungnahme.

Seite 10

Markt
Förderung von Pflegrobotern 
Werden technische Helfer von 
den Bewohnern stationären 
Einrichtungen akzeptiert? Ein 
vom  Bundesforschungsmi-
nisterium gefördertes Projekt 
geht dieser Frage nach.

Seite 16

Kontakt zur Redaktion
Anregungen, Lob oder 
Kritik? Wir freuen uns über 
Ihre Nachricht: Tel. (05 11) 
9 91 01 40, E-Mail:  
carekonkret@vincentz.net

Der Rechtsanwalt Sascha Iffland ist überzeugt: Nicht nur Heime in freigemein-
nütziger Trägerschaft werden von der Rechtsprechung des BSG profitieren – 
auch private Einrichtungen dürfen auf höhere Entgelte hoffen. � Foto: privat
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CAREkonkret
DIE WOCHENZEITUNG FÜR ENTSCHEIDER IN DER PFLEGE

»Die Urteile 
dürften zu deutlichen 
Vergütungsanpassun-
gen auf breiter Front 

führen.«

Besser wirtschaften
im Pflegedienst

12. Mai 2009 in Dortmund
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auszugleichen. Die Schiedsstelle 
sei gehalten, strittig gebliebene 
Punkte durch Verfügungen zeit-
nah aufzuklären.

Sind die geltend gemachten 
Kosten plausibel, könne auf einer 
zweiten Stufe dann ein externer 
Vergleich aller Einrichtungen im 
Kreis oder der kreisfreien Stadt 
heran gezogen werden, so der er-
kennende Senat. Ausgangspunkt 
für die Vergleichbarkeit sei z. B. 
die Art der Leistung, die Pflege-
kennziffer, der Personalschlüs-
sel oder die Fachkraftquote. Die 
Größe der Einrichtung sei dem 
gegenüber lediglich von unter-
geordneter Bedeutung, während 
die Tarifbindung der Einrichtun-
gen kein Vergleichskriterium sei. 
Die sich so ergebene Bandbreite 
sei unter analoger Heranziehung 
des Rechtsgedankens aus § 35 
Abs. 5 SGB V zu dritteln: Liegt die 
Einrichtung mit den kalkulierten 
Kosten nicht höher als die teu-
erste Einrichtung des untersten 
Drittels der Bandbreite, seien die 
kalkulierten Pflegesätze regelmä-
ßig angemessen. Lägen die kal-
kulierten Sätze darüber, sei die 
Angemessenheit der Kosten von 
der Einrichtung unter Vorlage von 
Unterlagen zu belegen. Hierbei 
könnten alle Besonderheiten der 
Einrichtung berücksichtigt wer-

den, so das BSG. Insbesondere 
wies der erkennende 3. Senat in 
diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass auf Tarifbindung beru-
hende Kosten und Tarifsteigerun-
gen stets angemessen seien. 

Konsequenzen für die Branche

Die Entscheidungen des BSG 
liegen derzeit noch nicht schrift-
lich vor. Allerdings dürften die 
Urteile zu deutlichen Vergütungs-
anpassungen auf breiter Front 
führen. Gerade tarifgebundene 
Einrichtungen der freien Wohl-
fahrtspflege dürfen sich ermutigt 
sehen, ihre gravierenden Tarifstei-
gerungen aus den Jahren 2008 und 
2009 in die Pflegesatzverhandlun-
gen einzubringen und dort auch 
umzusetzen. Sie erhalten durch die 
Entscheidungen des Bundessozial-
gerichts erheblichen Rückenwind. 
Existenzgefährdende Situationen 
können nun durch Pflegesatzver-
handlungen abgewendet werden. 
Diese sind dann allerdings auch 
mit der erforderlichen Hartnäckig-
keit zu führen. Schiedsstellenent-
scheidungen, welche die tariflichen 
Kosten oder die Tarifsteigerungen 
nicht vollständig berücksichtigen, 
machen sich angreifbar. 

Auch Einrichtungen in privater 
Trägerschaft, welche nicht tarif-

gebunden sind, werden besser 
gestellt. Nur auf den ersten Blick 
dürfte es ihnen in Zukunft schwe-
rer fallen, höhere Entgelte zu er-
zielen. Zwar werden sie nach der 
neuen Rechtsprechung nur noch 
an den oberen Rand des unteren 
Drittels der Bandbreite gelangen, 
während sie sich in der Vergan-
genheit auf den externen Vergleich 
berufen konnten und zumindest 
relativ einfach Durchschnittssätze 
vereinbaren konnten. Allerdings 
müssen sie sich nicht mehr darauf 
verweisen lassen, dass tarifgebun-
dene Einrichtungen nicht in den 
Vergleich einzubeziehen seien, 
wie in der Vergangenheit vieler-
orts geschehen. Insofern wird die 
Bandbreite nach oben erweitert. 
Darüber hinaus haben auch nicht 
tarifgebundene Einrichtungen 
zukünftig die Möglichkeit, durch 
Besonderheiten jeglicher Art (z. B 
die Nähe zu einer teureren Region) 
die Angemessenheit der geforder-
ten Entgelte zu belegen. Auch wer-
den privat geführte Einrichtungen 
zumindest mittelbar im Sog der 
tarifbedingten Erhöhungen pro-
fitieren. Die Entscheidungen des 
Bundessozialgerichts können da-
her nur begrüßt werden.

Die Schiedsstellen nach § 76 
SGB XI werden sich allerdings den 
Herausforderungen der neuen 

Entgeltfindung zu stellen haben. 
Sie haben mit wirtschaftlichem 
und juristischem Sachverstand 
die Plausibilität und wirtschaftli-
che Angemessenheit der Entgelte 
zu beurteilen. Dabei werden sie 
nicht umhin kommen, Daten-
banken anzulegen und externe 
Kenntnisse einzubinden. Feh-
len Informationen, so haben die 
Schiedsstellen die wirtschaftli-
chen Daten im Vorfeld der Sitzung 
unverzüglich anzufordern und 
auszuwerten. Schließlich muss 
der Schiedsspruch umfassend be-
gründet werden, um ihn nicht ju-
ristisch angreifbar zu machen. Ob 
dies noch mit der ehrenamtlichen 
Ausgestaltung der Schiedsstelle 
vereinbar ist, erscheint fraglich. 
Nach meiner Einschätzung wird 
man mittelfristig nicht um eine 
Professionalisierung der Schieds-
stelle herum kommen.� //

Information
Iffland & Wischnewski 
Rechtsanwälte – Fachkanzlei 
für Heime und Pflegedienste, 
Tel. (0 61 51) 13 66 00, E-Mail: 
info@iffland-wischnewski.de, 
Internet: www.iffland-wisch-
newski.de
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Scherf Schirmherr für 
Demenz-Stiftung
Dr. Henning Scherf (70), früherer 
Bürgermeister und Präsident der 
Freien Hansestadt Bremen, hat 
die ehrenamtliche Schirmherr-
schaft der Deutschen Stiftung für 
Demenzerkrankte Wilhelm  von 
Lauff-Stiftung übernommen. „Wir 
freuen uns, eine Persönlichkeit  
wie Herrn Dr. Scherf für dieses 
wichtige Ehrenamt gewonnen zu 
haben“, sagt Willi Esser, Vorstand 
der Stiftung.  Die 2003 von dem 
Kölner Mäzen Wilhelm von Lauff 
gegründete, nach  ihm benann-
te Stiftung will konkret und 
unbürokratisch dort helfen, wo 
andere Hilfen nicht zur Verfügung 
stehen. 
Eines unserer wichtigen Anliegen 
ist es, Lebensräume für Menschen 
mit Demenz zu gestalten. Alters-
gerechte Quartiere ermöglichen 
den  Betroffenen Bewegungsfrei-
heit im direkten Umfeld. Deren 
Gesundheit  soll hier ebenso 
gefördert werden wie die soziale 
Teilhabe, eine  bessere Vernet-
zung von Wohn- und Betreuungs-
angeboten und das  generations-
übergreifende Miteinander“, so 
Schirmherr Scherf. 

Sterbebegleitung: AWO 
legt Broschüre vor
Die Zahl der Menschen mit aus-
ländischen Wurzeln in Alten- und 
Pflegeheimen in Niedersachsen 
steigt, und dies stellt die Mitar-
beiter vor neue Herausforderun-
gen. Die Broschüre „Sterbebe-
gleitung und Bestattung“, die 
die Arbeiterwohlfahrt (AWO) Re-
gion Hannover jetzt vorgestellt 
hat, klärt über rituelle Aspekte 
der Beerdigung von Menschen 
unterschiedlicher Glaubensrich-
tungen auf. Das Heft richtet sich 
an Menschen, die beruflich mit 
den Themen Sterben und Tod 
konfrontiert werden. Dazu gehö-
ren unter anderem Mitarbeiter 
in Krankenhäusern, Pflegehei-
men, Hospizen, Bürgerämtern 
und Polizeistationen. Kontakt: 
Interkulturelle Begegnungsstätte 
für Senioren, Horst-Fitjer-Weg 5, 
30167 Hannover

Erfurt. Die 40-Stunden-Woche und 
der Verzicht auf Urlaubsgeld beim 
Diakonischen Werk der Evangeli-
schen Kirche Hessen-Nassau sind 
rechtmäßig. Die Arbeitsvertragsre-
gelungen aus dem Jahr 2005 seien 
transparent und  arbeitsvertraglich 
bindend, urteilte  das Bundesar-
beitsgericht (Az.: 4 AZR 801/07). 
Das Gericht wies eine Klage ei-
ner bei der Hessischen Diakonie 
gGmbH in Darmstadt beschäftigten 
Kinderkrankenschwester zurück.� //

Diakonie Hessen-Nassau

40-Stunden-
Woche rechtensHamburg/Berlin. Die Diplom-

pflegepädagogin Elisabeth Hö-
wler ist Gewinnerin des mit 
7  500 Euro dotierten Pflegewis-
senschaftlichen Förderpreises 
2008. Die Auszeichnung wurde 
von der Marseille-Kliniken AG 
zum sechsten Mal verliehen. Die 
Masterarbeit „Herausforderndes 
Verhalten bei Personen mit de-
menziellen Veränderungen in der 
stationären Pflege aus Perspekti-
ve von Pflegenden – Erleben und 
Strategien“ wurde von der Philo-
sophisch-Theologischen Hoch-

schule Vallendar (PTHV) betreut 
und hat den Wissenschaftlichen 
Beirat des Unternehmens über-
zeugt.

Elisabeth Höwler untersucht 
in ihrer Arbeit welche personalen 
und situativen Faktoren die Inter-
aktion zwischen den Pflege- und 
Betreuungskräften und den De-
menzkranken günstig oder un-
günstig beeinflussen. Sie weckt 
Verständnis für die Ursachen die-
ses herausfordernden Verhaltens. 
Auf Basis dieser Analyse wird 
aufgezeigt, wie Pflegekräfte diese 

schwierigen Situationen bewälti-
gen können. � //

Informationen
Die Teilnahmebedingungen 
für den Pflegepreis 2009 
können erfragt werden bei: 
eqs-Institut, Dr. Christoph 
Löschmann, Heselstücken 7, 
22453 Hamburg, Tel. (0 40) 
51 45 98 30, E-Mail: loesch-
mann@eqs-institut.de

Marseille-Förderpreis 2008

Pflegepädagogin für Demenzkonzept ausgezeichnet




